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„Wer hat die Macht, Verträge zu brechen?“ – diese Frage stellen Luisa Neubauer und Carola
Rackete im Spiegel und beantworten sie auf ihre Weise.

Marx schreibt im Kapital zum Kampf um die Länge des Arbeitstages: „Zwischen gleichen Rechten
entscheidet die Gewalt“. Sichtbar wurde diese Wahrheit neuerdings im Dannenröder Wald. Den
BesetzerInnen wurde in Verkennung, ja Umkehrung der Realität weithin Gewalt (laut Duden die
„Macht, Befugnis, das Recht und die Mittel, über jemanden, etwas zu bestimmen, zu herrschen“)
vorgeworfen. In Wirklichkeit fand diese aber leider von Seiten des bürgerlichen Staates in
Wahrnehmung der Interessen des rechtsausübenden Bauunternehmens statt. Luisa und Carola
stellen fest, dass hier das Pariser Klimaabkommen gegen das Baurecht von STRABAG steht.

STRABAG beansprucht, den Bau der A49 durchzuführen, wozu die Firma nicht nur berechtigt,
sondern auch beauftragt ist. STRABAG beruft sich also darauf, ihr Recht mithilfe der Staatsgewalt
durchzusetzen.

Systemfrage?

Die 196 Unterzeichnerstaaten (alle außer dem Vatikanstaat und den USA) bekennen dagegen, die
Erderwärmung auf 1,5 °C begrenzen zu wollen, zumindest aber auf 2 °C. 196 Staaten haben zwar
auch Recht, aber niemand kann dieses so recht durchsetzen. Aus Recht haben folgt nicht Recht
bekommen. Mit diesem Verweis versetzen die Autorinnen jenen einen verdienten Schlag in die
rechte Magengrube, die das Recht für sich allein beanspruchen. Aber sie beschränken sich natürlich
nicht auf die richtige, wenn auch wenig originelle Erkenntnis, dass sich hinter dem Recht
Beanspruchen immer auch gesellschaftliche Interessen verbergen. Luisa und Carola versuchen den
Brückenschlag zur „Systemfrage“, womit aber nur die Frage des Rechtssystems gemeint ist:

„Menschen haben ein juristisches System geschaffen, das uns geradewegs in eine Heißzeit hinein
legalisiert. Nicht zu vergessen, dass diese Gesetze auf einem Planeten geschrieben wurden, der
ökologisch schon nicht mehr vergleichbar ist mit dem, auf dem wir heute leben.“

Doch worin besteht eigentlich die Systemfrage für Luisa und Carola:

„Was wir aber mit Systemwandel meinen, ist erst mal nichts anderes als die banale, rationale, ja
bescheidene Feststellung: So geht es nicht weiter. Wir stehen vor einem Komplex an Krisen, nicht
zuletzt auch an Krisen von Gerechtigkeit und Mitspracherecht.“

Die Systemfrage werde durch die Natur selbst gestellt. Die von Menschen geschaffenen Systeme
haben uns – sozusagen unverschuldet – in eine Lage gebracht, in der Mensch und Natur sich
feindlich gegenüberstehen. Nichtstun sei tödlich, Baumbesetzung insofern legitim. Luisa und Carola
erklären die BesetzerInnen zu bloßen VollstreckerInnen der „Radikalität der Wirklichkeit“ –
respektable und moralisch korrekte Kinder ihrer Zeit, ÜberbringerInnen unwillkommener
Wahrheiten, nicht aber Subjekte, die bewusst für politische Veränderungen kämpfen und sich
hierfür auch bewusst für ein Programm, für Ziele und Taktiken entscheiden müssen.
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Die Interpretation, dass es sich bei den BesetzerInnen um aufrechte Naivlinge handelt, die aber zu
weit gingen und/oder dass die Grünen ihren politischen Offenbarungseid leisten würden, dass sie
den Status quo bewahren und nicht infrage stellen, bringen sie zwar ins Spiel. Ihr Bild, das die
Grünen als Kraft präsentiert, die „ein Gleichgewicht zwischen politischem Kompromiss und
physikalischen Tatsachen“ anstreben würden, bleibt letztlich Randnotiz im Beitrag. Auch, was das
politische Ziel der Waldbesetzung ist oder sein soll – diese Frage wird von den Autorinnen nicht
aufgeworfen.

Auch wenn Luisa und Carola immer wieder auf die „Systemkrise“ verweisen, so bleibt doch
unbestimmt und unklar, was eigentlich unter dem System zu verstehen ist.

Dabei betrachtet ein großer Teil der BesetzerInnen den Kampf im Danni tatsächlich als
Kristallisationspunkt der Systemfrage – der Infragestellung der Verfügungsgewalt von
klimaschädlichen Unternehmen über ihr Eigentum, wozu die Produktionsstätten schicker
Verbrenner- oder Elektroautos ebenso gehören wie der Wald, unter dem Kohle lagert oder an dessen
Stelle in Zukunft LKWs fahren sollen.

Luisa und Carola solidarisieren sich mit diesen Aktionen, in denen sie die Verteidigung einer
zukünftigen, rationalen Lösung gegen die herrschende Unvernunft und Irrationalität erblicken.

„Während das Irrationale regiert, werden so diejenigen, die heute im Wald sind und das Ende der
ökologischen Zerstörung einfordern, zu den Vernünftigsten von allen. Sie haben nicht nur begriffen,
dass es so nicht weitergehen kann, sie haben auch begriffen, dass es so lange so weitergeht, solange
sie keinen Widerstand leisten. Solange niemand interveniert und die Systeme zum Anhalten bringt,
so lange wird die Zerstörung weitergehen.“

Diese empathische Solidarisierung kann freilich nicht darüber hinwegtäuschen, dass unklar bleibt,
worin eigentlich die systemische Ursache besteht, dass wir in einer Gesellschaft leben, in der
(rechtliche) Systeme, die „wir“ geschaffen haben, „gegen uns arbeiten.“

Das K-Wort, der Bezug auf die kapitalistische Produktionsweise und ihre inneren Gesetzmäßigkeiten
will Luisa und Carola nicht über die Lippen kommen. Der Kapitalismus findet im Spiegel-Artikel
keine Erwähnung. Somit müssen aber auch der Charakter des Systems und die eigentlichen
Ursachen der Krise im Dunklen bleiben – und das gesellschaftliche Problem erscheint als
Gerechtigkeitsfrage, genauer als Rechtsfrage.

Zu fordern, dass in Zukunft das Pariser Abkommen in der Rechtsprechung über Bauprojekte zu
berücksichtigen ist, ist nur insofern eine Systemfrage, als dass sie letztlich im System verhaftet
bleibt. Nicht der Zweck der derzeitigen kapitalistischen Produktions- und Eigentumsverhältnisse
(die Anhäufung privaten Reichtums) geraten bei Luisa und Carola in Konflikt mit den natürlichen
Lebensgrundlagen der Menschheit, sondern der Überbau der kapitalistischen Gesellschaft (konkret
das Rechtssystem) stehe in einem Widerspruch zu einem angeblich gesamtgesellschaftlichen Ziel,
Wohlstand und Wohlergehen nachhaltig zu fördern. Der Überbau müsse angepasst werden, damit
das System wieder funktioniere.

Dabei wäre gerade Aufklärung über die Beziehung zwischen ökonomischer Basis und politischem
und rechtlichem Überbau der Gesellschaft nötig, um zu verstehen, welches System, welches
Klasseninteresse hinter dem „Irrationalismus“ der bestehenden Rechtsordnung steckt. Wie derselbe
Marx schrieb: „Das Recht kann nie höher stehen als die ökonomische Gestaltung der Gesellschaft
selbst.“



Radikaler Flügel

Die BesetzerInnenbewegung im Danni ist ein Sammelpunkt für AktivistInnen, die Klimakämpfe mit
radikaleren Mitteln und einem grundlegenderen Anspruch führen wollen, die wenig Hoffnungen in
einen Green New Deal hegen, die diesen Kampf als Teil eines „großen Ganzen“ sehen, gegen
Kapitalismus, Sexismus, Rassismus, gegen globale Ungleichheit und mehr. Diese Strömung
innerhalb der Klimabewegung ist in den vergangenen zwei Jahren gewachsen.

Aber sie kann die Hegemonie des rechteren, bürgerlichen, grünlastigen Flügels, für den auf jeden
Fall auch Luisa Neubauer steht, insbesondere bei Fridays for Future nicht herausfordern, solange
sie nicht auch eine bewusste politische Auseinandersetzung um Methoden und politische Ziele der
Bewegung gegen den bürgerlichen Flügel führt. Dazu braucht der radikalere Flügel freilich auch
eine marxistische Kritik am Kapitalismus und nicht bloß radikalere, kleinbürgerliche „Visionen“
einer anderen Gesellschaft, die letztlich von der Systemkritik einer Luisa und Carola nicht so weit
entfernt sind.

Utopien können charmant und motivierend sein, aber am Ende haben uns die Bullen wieder aus den
Träumen gerissen. Wir brauchen jetzt einen Plan, wie es für die Bewegung weiter geht. Wir müssen
uns bewusst werden, worum es in den kommenden Kämpfen gehen wird, für welche Ziele wir dort
kämpfen werden, mit welchen Methoden und mit welchen BündnispartnerInnen. Wo geht es
Richtung „System Change“? Was sind die nächsten Schritte? Die Bewegung braucht ein politisches
Programm, das erklärt, wie denn tatsächlich diese eine Demo, dieser eine Klimastreik oder diese
Baumbesetzung ein Schritt zum „System Change“ werden kann – nicht nur in der Vorstellung der
jetzt beteiligten AktivistInnen, sondern auch in den Kämpfen aller anderen, die von der
Krisenhaftigkeit des Systems auf andere Weise betroffen sind. Sonst wird „System Change“ eine
geschmeidige Phrase ohne Inhalt, hinter der sich auch diejenigen verstecken können, die wenig
Systemsprengendes im Sinn haben.

Programm und Klassenfrage

Der bürgerliche Flügel hat ein Programm – und es beruht auf der Vorstellung, dass bei allen
gesellschaftlichen Klassen in Bezug auf die Klimafrage eine grundsätzliche Interessengleichheit
besteht oder zumindest möglich wäre. Diese Vorstellung versteckt sich hinter der Floskel, dass die
konkrete Umsetzung der Klima-Kehrtwende nur eine „politische Gestaltungsfrage“ sei, dass es
darauf ankommt, die wissenschaftliche Realität anzuerkennen, dass es jetzt „Leaders“ braucht, die
Ernst machen und mutig vorangehen. Solange nicht gesagt wird, welche „Leaders“ das sein sollen,
wie der gesellschaftliche Charakter der notwendigen, fundamentalen Transformation von
klimaschädlichen Produktions- und Transporttechnologien beschaffen sein soll, kann das nur ein
Appell an die bestehenden „Leaders“ sein, an bürgerliche Parteien und Regierungen.

Die Aufgabe der Klimabewegung reduziert sich darauf, ein neues „Narrativ“, einen
„gesellschaftlichen Konsens“ zu etablieren, der anerkennt, dass die Zerstörung unserer
Lebensgrundlagen nicht nur unsere Zukunft im Allgemeinen aufs Spiel setzt, dass sie sozial und
auch global höchst ungerecht ist, sondern dass sie im Speziellen auch die Voraussetzungen für die
Kapitalverwertung untergräbt, also „gesamtgesellschaftlich“ irrational ist. Diese Strategie ist
utopisch, weil sie unterstellt, dass Politik unter kapitalistischen Verhältnissen auch anders, nämlich
„gesamtgesellschaftlich rational“ sein könne. Doch wie rational ist ein System, wo etwa das
Überleben von Millionen von einem Impfstoff abhängt, und dann wird ein „Wettrennen“ um den
Impfstoff ausgerufen, d. h. die (kollektive) Überlebensfrage muss sich einem gesellschaftlichen
Verhältnis unterordnen, der kapitalistischen Konkurrenz? Wie rational ist es, dass das
pharmazeutische Know-how unter Verschluss bleibt und die Länder des „globalen Südens“ absehbar
nur einen sehr kleinen Teil der Bevölkerung werden impfen können?



Wir wählen dieses Beispiel, weil die Pandemie-Politik in Teilen der Klimabewegung als erfolgreiche
Krisenbewältigung gefeiert wird. Wie erfolgreich diese ist, hängt eben immer noch davon ab, welche
Kriterien man gelten lässt, also von einem gesellschaftlichen Standpunkt. Ebenso die Klimafrage: Sie
ist zweifellos eine „Menschheitsfrage“, aber das heißt nicht, dass alle Menschen gleichermaßen und
unabhängig von ihrem Klassenstandpunkt dazu berufen sind, dafür eine Lösung zu finden. Es kann
keinen echten Klimaschutz geben, der die Profitinteressen der großen ProfiteurInnen im Energie-
und Transportsektor unangetastet lässt. Das möglichst rasche Erreichen der Klimaneutralität ist nur
mit einem massiven Angriff auf das Eigentumsrecht, d. h. deren Privateigentum, realisierbar, durch
zwangsweise Abschaltung von Verbrennungskraftwerken, erzwungenen Bau klimafreundlicher
Alternativen und Umstellung der industriellen Produktion weg vom Individualverkehr auf kollektive
Reorganisation des Güter- und Personenverkehrs hin.

Wenn man sagt, „es gibt keinen grünen Kapitalismus“, dann ist das nicht einfach ein abstraktes
Bekenntnis, sondern es bedeutet auch: unter kapitalistischen Bedingungen – unter denen wir aktuell
kämpfen – gibt es keinen wirklichen Klimaschutz, der nicht in Konflikt mit Kapitalinteressen gerät.
Er kann dem Kapital abgerungen werden, aber Errungenschaften stehen zur Disposition, wenn sich
das Kräfteverhältnis der Klassen ändert. Die Klimafrage ist eine Klassenfrage, nicht eine von Moral
oder Einsicht. Deshalb ist sie eine Systemfrage.

Die Systemfrage nicht nur „stellen“, sondern auch beantworten

Konkret bedeutet das: Wie können wir die Klimafrage verbinden mit sozialen Kämpfen von
Belegschaften, die ebenfalls, aber anders, von kapitalistischer Krise betroffen sind, denen die
„Klimakrise“ sogar als Rechtfertigung für Angriffe auf ihre eigenen Rechte präsentiert wird? Wie
können wir sie verknüpfen mit sozialen und demokratischen Bewegungen im „globalen Süden“, wo
politische und ökonomische und zunehmend eben auch klimatische Verhältnisse von den Interessen
der Kapitale in den imperialistischen Zentren bestimmt werden? Und wie können wir auch
politischen Druck entfalten, Wahlkämpfe als politisches Podium nutzen?

Luisa (und andere) rufen gerne dazu auf, „die Richtigen“ zu wählen, und es muss gar nicht extra
gesagt werden, wer diese sind. Dieses verlegene Ausweichen vor der politischen Debatte (unter dem
Deckmantel der „Überparteilichkeit“) verhindert aber, dass wir als Bewegung konkrete Kampfziele
entwickeln, aus denen sich Taktiken, Bündnisse und Aktionsformen ableiten lassen würden, die die
Ebene des bloß symbolischen Protests verlassen.

Konkret müssen wir unter den Belegschaften, die beim Bau der Straße oder beim Betrieb der
Kraftwerke und Kohlegruben auch noch von Unternehmensführungen (und oft auch reformistischen
GewerkschaftsführerInnen) als politisches Schild gegen die Klimabewegung ins Feld geführt
werden, für unsere Ziele werben. Wir müssen die Gewerkschaften auffordern, den Protest zu
unterstützen und zu verbinden mit dem Kampf gegen jede Entlassung – bei RWE, Daimler und
anderen KlimazerstörungsprofiteurInnen. Wir müssen die Bahnbeschäftigten gewinnen, sich
unserem Kampf anzuschließen, und zugleich für den massiven Ausbau der Infrastruktur, Einstellung
von Personal zu Tariflöhnen und die Verstaatlichung des gesamten Transportsektors eintreten. Wir
müssen unsere Ziele so konkret wie möglich formulieren, um greifbar zu machen, wo das Problem
mit diesem „System“ liegt und wie wir es ändern können.

Also: Als Linke in der Klimabewegung müssen wir die Losung „System Change“ mit politischem
Inhalt füllen. Ansonsten wird die „Systemfrage“ wenig mehr sein als die nur scheinbar radikale
Begleitmusik zur bürgerlichen Politik einer Luisa Neubauer.


